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Mythos  „Bürokratie ist das Problem“ 
Einordnung „Der Staat ist zu weit aufgebläht.“ „Es gibt hier viel zu viele Vorschriften, kein 

Wunder, dass hier niemand mehr investieren will.“ „Unternehmen leiden an 
einem ‚Bürokratie-Burn-Out‘“ (z.B. Wahlprogramm FDP / CDU / AfD, vgl.: 
https://shorturl.at/o81ep )  
Mit Bürokratie sind nicht nur Regeln und Formularen gemeint, oft sollen unter 
diesen Forderungen auch Arbeitsplätze im Öffentlichen Dienst und in der 
Verwaltung gestrichen werden.  

Faktencheck  Wir haben seit 2019 fast kontinuierlich Bürokratie abgebaut, der 
Bürokratiekostenindex ist jetzt niedriger als damals. Trotzdem ist das BIP 
seitdem nicht mehr gewachsen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausführlicher Faktencheck: 
https://www.boeckler.de/pdf/pm_imk_2024_02_15.pdf  

Außerdem - Wenn wir bestimmte Spielregeln für Unternehmen durchsetzen wollen, dann 
braucht es Kontrolle (Das Bürokratieentlastungsgesetz der Ampel sorgte 
dafür, dass manche Wirtschaftsverbrechen nicht mehr genügend kontrolliert 
werden können. Finanzverbrechen wie die Cum-Ex und Cum-Cum Geschäfte 
können durch Bürokratieabbau schlechter verfolgt werden. Dadurch verliert 
der Staat Milliarden € an potentiellen Einnahmen. (cf. Tagesschau: 
https://shorturl.at/X49NK)    
- Anstatt alle Regeln pauschal abzulehnen, wünschen sich Unternehmer*innen 
oft einfach nur Planbarkeit  

 
 

Mythos  „Seitdem die Grünen in der Regierung waren, ging es mit der Wirtschaft 
bergab. Durch Bevormundung und Verbote haben sie die Industrie abgewürgt. 
Nur die CDU/AfD/FDP hat ein ordentliches Verständnis von 
Wirtschaftspolitik.“    

Einordnung  Eine Polykrise mit unterschiedlichen Ursachen und Wirkungen wird einer 
einzelnen Partei in die Schuhe geschoben, die auf viele der Faktoren nur 
bedingt Einfluss hatte. „Die Grünen“ dienen als Projektionsfläche für jegliche 
Versuche, den Schutz von Menschenrechten und Klima über eine andere 
Wirtschaftspolitik zu erreichen.  
Es handelt sich um ein Narrativ, was besonders von Fossilen Kapitalist*innen 
gepusht wird, um deren profitables Geschäftsmodell so lang wie möglich 
aufrechtzuerhalten (z.B. Heartland-Lobby in USA und Deutschland, 
ausführlicher Artikel dazu hier: https://shorturl.at/Xjbv0), auch wenn die 
Klimakatastrophe ein deutlich radikaleres Einlenken erfordern würde, als es 
die Grünen jemals versucht haben.  
 

https://shorturl.at/o81ep
https://www.boeckler.de/pdf/pm_imk_2024_02_15.pdf
https://shorturl.at/X49NK
https://shorturl.at/Xjbv0
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FAZIT:  
Es ist extrem wichtig zu schauen, aus welchem Standpunkt Aussagen getätigt 
werden und welche Ziele damit verfolgt werden. Es gibt keine „Ideologiefreie“ 
Wirtschaftspolitik. „Die Wirtschaft“ ist kein neutrales Feld, 
Wirtschaftswissenschaften keine Naturwissenschaft.  

Faktencheck  1. Aktuelle Wirtschaftliche Lage  
Allgemeines zur Deutschen Wirtschaft: 
- 3. größte Volkswirtschaft weltweit nach BIP, 2023 (s. Statista, 
https://shorturl.at/Bxjfe)  
- über Jahrzehnte sehr hoher Exportüberschuss (s. Statista, 
https://shorturl.at/CO9mC) → Abhängigkeit vom Weltmarkt (wenn der 
Weltmarkt schwächelt, wie z.B. durch die COVID-19 Krise oder den 
Ukrainekrieg, dann merkt man das auch in Deutschland)   
- Anstelle einer „allgemeinen Wirtschaftskrise“ gibt es in Deutschland derzeit 
eine Krise in einem wichtigen Industriezweig. Im Jahr 2023 exportierte 
Deutschland Waren im Wert von 1.562 Milliarden Euro. Knapp ein Drittel des 
Exports entfiel dabei auf nur zwei Warengruppen: Auf Kraftwagen und 
Kraftwagenteile (17,2 Prozent) sowie Maschinen (14,3 Prozent) – zusammen 
31,4 Prozent. Werden noch chemische Erzeugnisse (9,0 Prozent) sowie 
Datenverarbeitungsgeräte, elektronische und optische Erzeugnisse (8,6 
Prozent) hinzugerechnet, gehörte mit 49,0 Prozent rund die Hälfte des Exports 
zu nur vier Warengruppen. (s. BPB, https://shorturl.at/RomdG). Durch die 
Exportabhängigkeit hat das wiederum Auswirkungen auf die 
Gesamtwirtschaftliche Lage.    
- Weltwirtschaftliche Verunsicherung durch Ukraine-Krieg, Trump-Wahlsieg, 
etc.  
- Deutscher Aktien Index (DAX) wächst konstant (https://shorturl.at/6wkut)  
 
Krise der Automobilindustrie 
- Bedeutung der Automobilindustrie für Deutschland:  
Direkt: 4,7% des BIP, 2,2% aller Arbeitsstellen, 3,9% Bruttolohnsumme, 6,6% 
aller Bruttoanlageninvestitionen 
Indirekt + Direkt: ca. 10% des BIP, 7% aller Arbeitsstellen   
(Aktuelleste Daten von 2017, cf. IWKoeln: https://shorturl.at/dtsep) 
- Deutsche Automobilindustrie fuhr 2010 – 2020 enorme Gewinne ein, 
besonders auf dem Chinesischen Markt   
Aktuell:    
- Stellenabbau bei Bosch (Zulieferer), Audi, VW, Ford, 
- Deutsche Automobilindustrie stark abhängig von Absatzmärkten, v.a. in 
China – Verkäufe von Deutschen Autos mit Verbrennerantrieb nehmen dort 
rapide ab, weil es günstige E-Auto-Alternativen gibt)  
- Krise ist darauf zurückzuführen, dass nicht genug in günstige E-Auto-
Alternativen investiert wurde und die nötige Infrastruktur für E-Autos zu 
langsam ausgebaut wurde. Auch im Bereich der Software hinkt die Deutsche 
Automobilindustrie hinterher. Neuwagen von Deutschen Herstellern sind für 
Durchschnittsverdiener meist zu teuer, da die Löhne in Deutschland zu niedrig 
sind (cf.: https://shorturl.at/S76jf)  
 
Überblicksdaten:  
VGR Monitor Deutschland von Destatis: https://service.destatis.de/DE/vgr-
monitor-deutschland/bip.html  
 
OECD Ranking zu Wirtschaft  
2019: 1,1% BIP Wachstum, auf hinteren Plätzen (OECD Durchschnitt: 1,8%) 
2024: 0,2% BIP Wachstum, auf hinteren Plätzen (OECD Durchschnitt: 1,7%)  

https://shorturl.at/Bxjfe
https://shorturl.at/CO9mC
https://shorturl.at/RomdG
https://shorturl.at/6wkut
https://shorturl.at/dtsep
https://shorturl.at/S76jf
https://service.destatis.de/DE/vgr-monitor-deutschland/bip.html
https://service.destatis.de/DE/vgr-monitor-deutschland/bip.html


Faktencheck: Wirtschaft 

3 
 

(cf.: OECD, 2024, https://www.compareyourcountry.org/oecd-economic-
outlook/en/0/408/ranking/2024)  
Tendenziell wachsen riesige Volkswirtschaften langsamer. Auch das rasante 
BIP-Wachstum Chinas hat bereits deutlich abgenommen. (Von 14% in 2007 auf 
5% in 2022, vgl: https://tinyurl.com/yeyv62wf)  
 
OECD Empfehlungen:  
Klimaschädliche Subventionen abschaffen, Schuldenbremse reformieren oder 
Abschaffen → Dadurch würde Geld frei werden, um stärker in Infrastruktur und 
die Grüne Transformation und Digitalisierung zu investieren  
(cf.: OECD Wirtschaftsausblick vom 04.12.2024: https://shorturl.at/IERhx)  
 
2. Sind die Steuern in Deutschland zu hoch?  
ACHTUNG: Immer schauen, WELCHE Steuern gemeint sind!  
Für Arbeitnehmer:innen sind Steuern und Abgaben vergleichsweise hoch in 
Deutschland. Für Vermögen, Unternehmen und Finanztransaktionen teilweise 
niedrig oder nicht mehr existent. Arbeitgeberverbände nutzen das Argument 
der „zu hohen Steuern“ oft, weil sich die Arbeitende Bevölkerung darunter ihre 
hohen Abgaben vorstellt. Weder AfD, noch CDU/CSU oder FDP wollen aber die 
Einkommenssteuer und die Abgaben für kleine und mittlere Einkommen 
merklich senken.   
 
1) Es gibt einen internationalen Steuerwettbewerb – Dieser ist extrem 
destruktiv und führt zu einer Verlustsituation für alle Beteiligten. Die 
Bundesregierung sollte sich für eine globale Mindestbesteuerung einsetzen, 
anstatt sich am „Race to the Bottom“ zu Beteiligen. Olaf Scholz schlug in den 
internationalen Verhandlungen um eine globale Mindeststeuer einen 
niedrigeren Steuersatz vor als die USA. (cf.: https://shorturl.at/Cc8EN)  
2) Das Steuersystem ist extrem komplex, es kann keine pauschale Aussage 
getroffen werden. (cf. Bundesfinanzministerium 2024, Die wichtigsten Steuern 
im internationalen Vergleich: https://shorturl.at/vl4Kb)  
 
3. Was oft mit „Grüner Bevormundung“ gemeint ist:  
Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG)  wurde bereits am 12.12.2019 erlassen 
(damals: CDU & SPD in Bundesregierung)  
(s.: https://shorturl.at/gz0MI)  
- legt Sektorziele zur Reduzierung von CO2-Emmissionen fest  
- 2045 als Ziel für Netto-Null-Treibhaus-Emmissionen  
 
Lieferkettensorgfaltspflichtgesetz (LkSfPG) - wurde bereits im Juli 2021 
verabschiedet (damals noch unter CDU & SPD), trat aber erst überwiegend ab 
01.01.2023 in Kraft   
- das Gesetz verpflichtet Unternehmen ab einer bestimmten Größe zur 
Beachtung von menschenrechts- und Umweltstandards 
- es bleibt aber weitgehend hinter die Erwartungen von Menschenrechts- und 
Umweltorganisationen zurück und betrifft nur eine kleine Anzahl an Betrieben. 
(cf. Die Anstalt, Folge vom 22.06.2021 zum Lieferkettengesetz: 
https://shorturl.at/YNaKS) 
- Bis dato gab es noch nie einen so großen Lobbydruck von Industrieverbänden 
gegen ein Gesetz (cf. Lobbycontrol, https://shorturl.at/6d1dn)  
- wird jetzt von AfD und FDP angegriffen 
(https://dserver.bundestag.de/btp/20/20202.pdf#P.26051) . 
. 
„Heizungshammer“ – Gebäudeenergiegesetz (GEG) – wurde bereits 2020 
erlassen (damals: CDU & SPD in Bundesregierung)  

https://www.compareyourcountry.org/oecd-economic-outlook/en/0/408/ranking/2024
https://www.compareyourcountry.org/oecd-economic-outlook/en/0/408/ranking/2024
https://tinyurl.com/yeyv62wf
https://shorturl.at/IERhx
https://shorturl.at/Cc8EN
https://shorturl.at/vl4Kb
https://shorturl.at/gz0MI
https://shorturl.at/YNaKS
https://shorturl.at/6d1dn
https://dserver.bundestag.de/btp/20/20202.pdf#P.26051


Faktencheck: Wirtschaft 

4 
 

Durch die Novelle 2023 sollte das Gesetz lediglich um feste Fristen erweitert 
werden.  
Es gab eine riesige Fakenews-Kampagne zum Gesetz, getragen u.a. durch die 
BILD-Zeitung, die AfD und die CDU/CSU. (Recherche von Lobbycontrol, wie 
eine amerikanische Investmentfirma über den Axel-Springer-Verlag und die 
FDP versuchte, das Gesetz zu verhindern: https://shorturl.at/89ROv)  
 
Klimaschutztechnisch blieb das Gesetz WEIT hinter den nötigen 
Anforderungen zurück (cf. Tagesschau, https://shorturl.at/2h6DR) , da es sich 
nur auf Neubauten nach 2024 bezog (cf. Umweltbundesamt für eine 
Ausführliche Erklärung: https://shorturl.at/XDm2J)  
Der Gebäudesektor ist in Deutschland für 30% aller CO2-Emmissionen 
verantwortlich. Viele andere Länder haben weitaus ambitioniertere 
Regelungen, um CO2-Emmissionen im Gebäudesektor zu vermindern – In 
Dänemark sind seit 2016 bereits alle fossilen Heizungen verboten, auch im 
Bestand (https://shorturl.at/wHqSJ) (Quelle zu anderen Ländern: 
https://shorturl.at/RIQ92). Die Bauindustrie und das Handwerk lehnen eine 
Rücknahme der Novelle von 2023 ab, wie sie etwa die CDU/CSU vorschlägt. 
(cf. Die Zeit, vom 06.12.2024, https://shorturl.at/lO79S)   
Strittig an dem Gesetz ist allerdings, inwieweit Mietpreise durch Umlagen von 
Modernisierungskosten beeinflusst werden: Stellungnahme und FAQ des 
Deutschen Mieterschutzbundes (https://shorturl.at/RELjW). Ohne eine 
Schuldenbremse hätte die Regierung den Prozess der Modernisierung stärker 
bezuschussen können und damit die Kosten für Mieter*innen kleinhalten 
können.   
 
„Energiewende“ /Ausstieg aus Atomkraft - bereits unter Merkel (CDU & FDP) 
eingeleitet (cf. 13. Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes, vom 30.06.2011)  
 
Empfehlungen:  
Wirtschaftspodcast: Wohlstand für Alle mit Wolfgang M. Schmidt und Ole 
Nymoen (https://shorturl.at/npHIE)  
 
Weitere Quellen zur Wirtschaftspolitik: 
Makroskop, z.B.: https://makroskop.eu/43-2024/deutschland-sind-deine-
guten-zeiten-vorbei/ 

Außerdem Es ist nicht so, dass „die Wirtschaft“ nicht die grüne Transformation will → Es 
geht aber um PLANUNGSSICHERHEIT. Dadurch, dass CDU/AfD/FDP Zweifel an 
der (konsequenten) Weiterverfolgung der Energiewende aufkommen lassen 
und unklar ist, inwiefern diese Kräfte an Einfluss gewinnen sollten, halten sich 
Unternehmen mit ihren Investitionen zurück (https://shorturl.at/IERhx)   

 
 

Mythos   „Wir können in Deutschland nicht die Welt retten. Unser Land ist so klein, 
trotzdem wird so getan, als könnten wir den Klimawandel aufhalten, wenn wir 
uns nur stark genug einschränken. Damit wird die Industrie abgewürgt und 
unser Wohlstand geht verloren.“ 

Einordnung  Es wird so getan, als ob nur in Deutschland eine „Energiewende“ verfolgt wird, 
während alle anderen Staaten an fossiler Energie festhalten. Dabei haben 
mehr als 186 Staaten das Pariser Klimaschutzabkommen unterzeichnet und 
sich damit verpflichtet bis 2050 alle CO2 Emissionen zu beenden. In 
Deutschland leben etwa 1,03% der Weltbevölkerung, Deutschland ist aber für 
1,58% aller CO2-Emmissionen verantwortlich. (Eigene Berechnungen, 
basierend auf: Our World in Data, https://shorturl.at/s716S)  
 

https://shorturl.at/89ROv
https://shorturl.at/2h6DR
https://shorturl.at/XDm2J
https://shorturl.at/wHqSJ
https://shorturl.at/RIQ92
https://shorturl.at/lO79S
https://shorturl.at/RELjW
https://shorturl.at/npHIE
https://makroskop.eu/43-2024/deutschland-sind-deine-guten-zeiten-vorbei/
https://makroskop.eu/43-2024/deutschland-sind-deine-guten-zeiten-vorbei/
https://shorturl.at/IERhx
https://shorturl.at/s716S
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Oft wird behauptet, dass die Abkehr von fossilen Energieträgern würde zu 
einer Steigerung der Strompreise führen, dadurch wandern Energieintensive 
Unternehmen ab und Verbraucher*innen verlieren immer mehr Geld.  
 
Die „Energiewende“ wird dabei oft mit den „Grünen“ in Verbindung gebracht, 
die dann für die hohen Energiepreise verantwortlich gemacht werden.  

Faktencheck  Die Strompreise für die Industrie in Deutschland liegen genau im EU-
Durchschnitt, sind aber in etwa doppelt so hoch wie in Frankreich und mehr als 
dreimal so groß wie in Norwegen.  
  

 
 
 
In allen Ländern zeigt sich, dass die Strompreise ab Mitte 2021 stark 
angestiegen sind. Damals war die Ampelregierung noch gar nicht an der Macht.  
Der Anstieg der Strompreise kann unter anderem damit erklärt werden:  
- Nachfrage steigt, weil Weltwirtschaft nach COVID-19 Pandemie wieder erholt 
- Preise für Steinkohle gestiegen 
- EU-CO2-Zertifikatspreise 2021 gestiegen 
(Ausführliche Darstellung: Uni Köln, https://shorturl.at/pgxas)   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es ist falsch, dass eine Transition hin zu grüner Energie den Strompreis 
verteuern würde. In Norwegen, was den niedrigsten Strompreis aller 

https://shorturl.at/pgxas
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Industrieländer aufweist, wird Strom zu 98% aus Erneuerbaren Quellen 
gewonnen (Quelle: Statista, oder:  
https://lowcarbonpower.org/de/region/Norwegen)  
 
Die Errechnung des Strompreises und seine Zusammensetzung sind 
hochkomplex. Es kommt darauf an, wer wo und für welchen Zeitraum 
Stromverträge abschließt. Darauf kann hier nicht im Detail eingegangen 
werden. Fest steht, dass Strom aus fossilen Energieträgern und aus Atomkraft 
um ein vielfaches TEURER ist, als Strom aus Erneuerbaren Energieträgern. 
(Genaueres hier: Wissenschaftlicher Dienst des Deutschen Bundestages: 
https://shorturl.at/9A44g)  
 
Der Strompreis hängt aber nicht ausschließlich von den verwendeten 
Energieträgern zur Stromerzeugung ab. Auch Netzentgelte und Steuern 
spielen eine große Rolle. Auf letzteres kann die Bundesregierung direkten 
Einfluss nehmen. So z.B. durch das Strompreispaket für produzierende 
Unternehmen der Ampelregierung 2023 (Bundesregierung, 
https://shorturl.at/7hdvo)   
In Frankreich subventioniert die Regierung den Strompreis für die Industrie und 
schafft dazu günstigere Bedingungen. Die Schuldenbremse, mit der sich die 
Politik in Deutschland selbst eingeschränkt hat, verkleinert allerdings den 
Spielraum für solche Subventionen.  
 
 
Weiterführende Quellen:  
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft – Internationaler 
Energiepreisvergleich für die Industrie, vom 10.2023: 
https://shorturl.at/WdCj8   
 
Aktuelle Quelle im Bundestag zur Lage der Deutschen Wirtschaft vom 
04.12.2024: https://dserver.bundestag.de/btp/20/20202.pdf#P.26051   

Außerdem Wir alle können uns darauf einigen, dass die Energie so günstig wie möglich 
sein sollte, während wir gleichzeitig unser Überleben auf dem Planeten 
langfristig sichern wollen. Dafür müssen alle Länder an einem Strang ziehen. 
Innerhalb der Länder ist auf Vermögens- und Einkommensunterschiede zu 
achten, denn auch in Deutschland gibt es riesige Unterschiede zwischen den 
Emissionen der reichsten 1% und der ärmsten 50%. (cf. Oxfam, 
https://shorturl.at/29QE3)  
Klimapolitik kann nur erfolgreich sein, wenn sie diese Unterschiede mitdenkt! 
Es sollte am Ende darum gehen, wie wir unseren Energiebedarf günstig sichern 
können. Die aktuelle Diskussion dreht sich sehr stark um verschiedene 
Energiequellen. Viel zu selten wird allerdings darüber geredet in wessen 
EIGENTUM die Energieerzeugung ist. Auch „die Grünen“ stellen diese Frage 
nicht.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://lowcarbonpower.org/de/region/Norwegen
https://shorturl.at/9A44g
https://shorturl.at/7hdvo
https://shorturl.at/WdCj8
https://dserver.bundestag.de/btp/20/20202.pdf#P.26051
https://shorturl.at/29QE3
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Mythos  „Wir müssen die Schuldenbremse einhalten.“ „Die Ausgaben von heute sind die 
Schulden und somit die Steuern von morgen.“ 

Einordnung Die Schuldenbremse ist kein ökonomisches Instrument, sondern ein 
politisches. Sie fußt auf der Theorie des Ordoliberalismus, nach der der Staat 
nur eine ordnende Rolle einnehmen sollte, während „der Markt“ alles weitere 
regelt.   

Faktencheck  Es gilt: Die Schulden des einen sind das Vermögen des Anderen.  
Wenn der Staat Schulden macht, wird auf der anderen Seite Vermögen 
geschaffen. Baut der Staat z.B. eine Schule und nimmt dafür Schulden auf, 
dann entsteht auf der anderen Seite ein Vermögenswert – Das Schulgebäude.  
 
Deutschland hat kein Schuldenproblem, sondern ein Vermögensproblem.  
Die Staatsschulden pro Kopf belaufen sich etwa auf 31,565€, während das 
Durchschnittliche Bruttovermögen pro Haushalt auf 58,000€ geschätzt wird, 
also fast doppelt so viel. Das Problem liegt aber darin, dass das Vermögen 
ungleich verteilt ist, während die Schulden gleichermaßen verteilt sind. (s. 
Statistisches Bundesamt).  
 
In Irland kann man sehen, was passiert, wenn der Staat keine Schulden macht: 
Die Staatskasse ist zwar voll, dafür wurde aber z.B. zu wenig bezahlbarer 
Wohnraum geschaffen. Die Mietpreise explodieren und die Bevölkerung leidet 
darunter (ausführlich dazu: Tagesschau, https://shorturl.at/rHfs2).   
  
Es gibt keine Empirie darüber, inwiefern eine höhere Staatsschuldenquote 
Wirtschaftswachstum behindern würde, oder fiskalischen Spielraum einengt.  
Auch lässt sich kein pauschaler Zusammenhang zwischen Staatsschulden und 
Inflation erkennen (Japans Staatsverschuldungsquote ist mehr als 4x so groß 
wie in Deutschland. In dem Land herrscht allerdings seit einigen Jahren eine 
Deflation).   
Deutsche Staatsanleihen werden von internationalen Rating-Agenturen 
durchweg mit den höchsten Noten eingeordnet, dadurch sind diese besonders 
bei Institutionellen Investor*innen (Versicherungen, Krankenkassen, etc.) 
extrem beliebt. Notwendige Investitionen in unsere Infrastruktur, in die 
Digitalisierung und Innovationen werden durch das starre Festhalten an der 
Schuldenbremse blockiert. Der Investitionsbedarf in Deutschland wird derzeit 
auf etwa 500Mrd.€ geschätzt.  
Staatsschulden werden niemals abbezahlt. Sie relativieren sich im Laufe der 
Zeit im Verhältnis zum jährlichen BIP. Würden Staatsschulden jemals 
abbezahlt, wäre das fatal. (Ausführliche Erklärung dazu: Monika Stetter, 2023, 
Staat Macht Geld, Westend-Verlag, ISBN: 9783864893681)  
(Sehenswert: ZDF-Satiresendung „Die Anstalt“ vom 12.03.2024 zum Thema 
Schuldenbremse (inkl. Faktencheck): https://shorturl.at/Y9bUm)  
 
Wie kann man nun also die Schuldenbremse reformieren oder abschaffen?  
Die meisten Parteien oder Institutionen sind nicht dafür, die Schuldenbremse 
gänzlich abzuschaffen. Sie wollen sie reformieren, um somit Spielraum für 
notwendige Investitionen zu geben. Die Reformen konzentrieren sich auf 
investive Ausgaben und schließen konsumtive (bspw. Rente o. 
Transferzahlungen) Ausgaben aus. 
 
Bspw. schlagen die Wirtschaftsweisen vor, dass es im Fall von Notlagen 
Übergangsregelungen für die nachfolgenden Jahre geben soll. Außerdem 
könnte eine jährliche Verschuldung von bis zu einem Prozent der 
Wirtschaftsleistung (bisher 0,35%) ermöglicht werden.  
https://www.deutschlandfunk.de/schuldenbremse-kritik-debatte-
abschaffung-100.html 

https://shorturl.at/rHfs2
https://shorturl.at/Y9bUm
https://www.deutschlandfunk.de/schuldenbremse-kritik-debatte-abschaffung-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/schuldenbremse-kritik-debatte-abschaffung-100.html
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https://www.deutschlandfunk.de/schuldenbremse-kritik-debatte-
abschaffung-100.html 
 

 
 
 
Transformationspfade für das Industrieland Deutschland (BDI):  
Forderungen: u. a. wettbewerbsfähige Energieversorgung, Modernisierung und 
Ausbau der Infrastrukturen, Digitalisierungsoffensive, Beschleunigung von 
Verfahren und den Abbau von Bürokratie sowie die Minimierung von kritischen 
Abhängigkeiten. Der BDI sieht zudem eine Notwendigkeit gemeinsamer 
europäischer Initiativen zur Industriepolitik.  
 
Jüngste Berichte von OECD & IWF:  
Forderungen: die Notwendigkeit, Innovationen zu stärken, unnötige Bürokratie 
abzubauen wie auch effiziente Dekarbonisierungsmaßnahmen zu ergreifen, 
um die deutsche Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. 
 
Transformative Angebotspolitik (Wachstumsinitiative der Bundesregierung):  
Liefert Vorschläge zur Erhöhung des Produktivitätswachstums, zur Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit bei gleichzeitiger Dekarbonisierung und zur 
Förderung von Resilienz und Stärkung der strategischen Souveränität. 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-
Wirtschaftspolitik/2024/10/04-draghi-bericht.html 
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